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1995 -07- 0 5 Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Frischenschlager 
und Partnerinnen I, 

an den Bundesminster für Inneres 
betreffend Erhebungen gegen den Salzburger Vizebürgermeister Padutsch 

Im Zusammenhang mit einer Anzeige betreffend das Aufenthaltsgesetz ist dem 
Salzburger Vizebürgermeister Johann Padutsch vorgeworfen worden, 
Amtsmißbrauch begangen zu haben. Es ist auch eine diesbezügliche Anzeige 
erstattet worden. Die Organe der Polizei haben verschiedene Erhebungsschritte 
durchgeführt und schließlich ihre Anzeige an die Staatsanwaltschaft in Salzburg 
weitergeleitet. Diese hat nun in ihrem Vorhabensbericht an die 
Oberstaatsanwaltschaft mitgeteilt, daß sie die Anzeige zurücklegt, weil kein 
Tatverdacht besteht und weil als Grund für die Strafanzeige man "parteipolitische 
Tendenzen des Erhebungsorgans" annehmen muß. (Salzburger Nachrichten vom 
8.6.1995) 

Diese Feststellung des leitenden Salzburger Staatsanwaltes ist von großer 
Tragweite. Wenn sie den Tatsachen entspricht, dann ist hier sofortiger 
Handlungsbedarf des Ministers gegeben, denn es geht nicht an, daß Menschen bei 
einer polizeilichen Erhebung aus ideologischen oder parteipolitischen Motiven 
verfolgt werden. Entspricht dies im konkreten Fall nicht den Tatsachen, ist das 
Verhalten des Staatsanwaltes mit der Verdächtigung bzw. womöglich politisch
ideologischen Beurteilung des polizeilichen Erhebungsorganes dringendst 
aufklärungsbedürftig. Die Polizei hat sich im Rahmen der Gesetze zu bewegen und 
nicht Ideologien zu verteidigen oder anzugreifen. Es stellen daher die ; 
unterzeichneten Abgeordneten folgende 

Anfrage 

1) Ist Ihnen der oben genannte Fall bekannt und kennen Sie die Begründung, 
warum die Staatsanwaltschaft die Anzeige zurückgelegt hat? 

2) Was gedenken Sie zu tun, um hier Aufklärung in die Vorgangsweise der Polizei 
zu bringen? . . 

3) Falls zutreffend, was gedenken Sie zu tun um solche Vorgangsweisen in 
Zukunft abzustellen? 

4) Wie beurteilen Sie das Verhalten der Ermittlungsorgane und deren 
Vorgangsweise in der Angelegenheit? 
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